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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Gewerbesteuer für die Zeit vom 
21. Juni bis 31. Dezember 1948 und^für 
das* Kalenderjahr 1949 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bun- 
desrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Abschnitt 1 

Besondere Vorschriften über die Gewerbe- 
steuer für die Zeit vom 21. Juni bis 
31. Dezember 1948 

§ 1 

Erhebungszeitraum 

Die Zeit vom 21. Juni bis 31. Dezember 1948 
bildet einen besonderen Erhebungszeitraum. 

§ 2 

Umrechnung des Gewerbeertrags 

(1) Hat die Steuerpflicht während des ganzen 
im § 1 bezeichneten Erhebungszeitraums bestän- 
den, so ist der nach § 7 dieses Gesetzes maß- 
gebende, um die Hinzurechnungen nach § 8 des 
Gewerbesteuergesetzes vom 1. Dezember 1936 
(RGBl. I S. 979) in Verbindung mit § 8 dieses 
Gesetzes vermehrte und um die Kürzungen nach 
§ 9 Ziffer 1 Satz 2, Ziffern 2 und 3 des Ge- 
werbesteuergesetzes in Verbindung mit § 8 dieses 
Gesetzes verminderte Gewinn zu verdoppeln. Der 
sich ergebende Betrag ist um die Kürzung nach 
§ 9 Ziffer 1 Satz 1 des Gewerbesteuergesetzes zu 
vermindern. 

(2) Hat die Steuerpflicht nicht während des 
ganzen im § 1 bezeichneten Erhebungszeitrauins 
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bestanden, so ist der nach § 7 dieses Gesetzes 
maßgebende, um die Hinzurechnungen nach § 8 
des Gewerbesteuergesetzes in Verbindung mit § 8 
dieses Gesetzes vermehrte und um die Kürzungen 
nach § 9 Ziffer 1 Satz 2, Ziffern 2 und 3 des 
Gewerbesteuergesetzes in Verbindimg mit § 8 
dieses Gesetzes verminderte Gewinn auf einen 
Jahresbetrag umzurechnen. Monate, in denen die 
Steuerpflicht nur während eines Teils bestanden 
hat, sind voll zu rechnen; die Zeit vom 21. bis 
30. Juni 1948 bleibt außer Betracht. Der sich er- 
gebende Betrag ist um die Kürzung nach § 9 Zif- 
fer 1 Satz 1 des Gewerbesteuergesetzes zu ver- 
mindern. 

(3) Der nach Absatz 1 oder Absatz 2 ermittelte 
Gewerbe ertrag ist der Festsetzung des Gewerbe- 
steuermeßbetrags nach § 11 des Gewerbesteuer- 
gesetzes zugrunde zu legen. 


§ 3 

Hausgewerbetreibende 

An die Stelle der Beträge, -die im § 26 der 
Dritten Verordnung zur Durchführung des Ge- 
werbesteuergesetzes vom 31. Januar 1940 (RG- 
Bl, I S. 284) bezeichnet sind, tritt jeweils die 
Hälfte dieser Beträge. 


§ 4 

Zerlegung 

Die Vorschriften des § 31 Ziffern 1 und 2 des 
Gewerbes! euergesetz es sind mit der Maßgabe an- 
zuwenden, daß in -der Ziffer 1 „40 000 Deutsche 
Mark“ durch „20 000 Deutsche Mark“ und in der 
Ziffer 2 „6 000 Deutsche Mark jährlich“ durch 
„3 000 Deutsche Mark“ ersetzt werden. 


§ 5 

Festsetzung und Erhebimg der Steuer 

(1) Als Gewerbesteuer für den im § 1 bezeichneten 
Erhebungszeitraum sind sechs Zwölftel des Jahres- 
betrags anzusetzen, der sich aus dem nach den 
§§ 1 bis 4 und 7 bis 12 festgesetzten einheitlichen 
Steuermeßbetrag (Zerlegungsanteil) berechnet. 

(2) Hat die Steuerpflicht nicht während des gan- 
zen im § 1 bezeichneten Erhebimgszeitraums be- 
standen, so ermäßigt sich der im Absatz 1 be- 
zeichnete Bruchteil entsprechend. Die Vorschriften 
des § 2 Absatz 2 Satz 2 dieses Gesetzes gelten ent- 
sprechend. 


3 



(3) Die Gewerbesteuer wird nach dem Hebesat? 
festgesetzt, der in der hebeberechtigten Gemeinde 
für den Zeitraum des Rechnungsjahres 1948 gilt, 
der am 21. Juni 1948 begonnen hat. 

§ 6 

Abrechnung von Vorauszahlungen 

Auf die Steuerschuld sind die Vorauszahlun- 
gen anzurechnen, die für die Zeit vom 21. Juni 
bis 31. Dezember 1948 entrichtet worden sind. 
Die Vorschriften des § 5 Absätze 2 und 3 den 
Verordnung über die Erhebung der Gewerbe- 
steuer in vereinfachter Form vom 31. März 1943 
(RGBl. I S. 237) sind entsprechend anzuwenden. 


Absdinitt 11 

Gemeinsame Vorschriften über die Ge- 
werbesteuer für die Zeit vom 21. Juni bis 
31. Dezember 1948 und für das Kalender- 
jahr 1949 

§ 7 

Maßgebender Gewinn 

Bei der Festsetzung des Steuermeßbetrags nach 
dem Gewerbeertrag ist von dem Gewinn aus Ge- 
werbebetrieb auszugehen, der nach den Vorschrif-» 
ten zu ermitteln ist, die für den Erhebungszeit- 
raum bei der Einkommensteuer oder Körper- 
schaftsteuer maßgebend sind. Das gilt auch in 
den Fällen des § 3 des Zweiten Gesetzes zur vor- 
läufigen Neuordnung von Steuern vom 20. April 
1949 (WiGBl. S. 69), des § 73 Absatz 7 des Ge- 
setzes über die Eröffnungsbilanz in Deutscher 
Mark und die Kapitalneufestsetzung vom 21. 
August 1949 (WiGBl. S. 279) und der §5 15 und 16 
des Gesetzes zur Durchführung der Einkommen- 
steuer- und Körperschaftsteuerveranlagungen füi 
die Veranlagungszeiträume vom 21. Juni 1948 bis 
31. Dezember 1948 (II. Halbiahr 1948) und das 
Kalenderjahr 1949 vom 23. März 1950 (BGBl. S. 48). 


§ 8 


Hinzurechnungen und Kürzungen 

In den in § 7 Satz 2 bezeichneten Fällen sind 
zur Ermittlung des Gewerbeertrags die Hinzu- 
rechnungen nach § 8 des Ge werbest euer gesetzes 
und die Kürzungen nach § 9 Ziffer 1 Satz 2, Zif- 
fern 2 und 3 des Gewerbesteuergesetzes nach dem 
gleichen Verhältnis aufzuteilen wie der Gewinn. 


4 



§ 9 

Gewerbeverliist 

Für Fehlbeträge aus Wirtschaftsjahren, die voi 
dem 21. Juni 1948 geendet haben, ist ein Ge- 
werbev erlügt im Sinne des § 19 der Dritten Ver- 
ordnung zur Durchführung des Gewerbesteuer- 
gesetzes vom 31. Januar 1940 nicht anzusetzen. 

§ 10 

Gewerbekapital 

Bei der Festsetzung des GewerbekapitaLs ist 
von dem Einheitswert des gewerblichen Betriebs 
auszugehen, der nach § 7 des Gesetzes über die 
Vermögensteuer-Veranlagung für die Zeit ab 
1. Januar 1949 und die Vermögensteuer für das 
zweite Kalenderhalbjahr 1948 vom 3. Juni 1949 
(WiGBL S. 83) auf den 21. Juni 1948 festgestellt 
worden ist. 


§ 11 

Zerlegimg 

Bei der Zerlegung des einheitlichen Steuer- 
meßbetrags auf die nach § 28 des Gewerbesteuer- 
gesetzes anteilsberechtigten Gemeinden sind ab- 
weichend von § 29 Absatz 2 und § 32 des Ge- 
werbesteuergesetzes die Betriebseinnahmen (§ 29 
Absatz 1 Ziffer 1 des Gewerbesteuergesetzes) oder 
die Arbeitslöhne (§ 29 Absatz 1 Ziffer 2 des Ge- 
werbesteuergesetzes) anzusetzen, die in den Be- 
triebstätten dieser Gemeinden während des Er- 
hebungszeitraums erzielt oder gezahlt worden 
sind. Das gilt auch für die Betriebstätten, die 
im Laufe des Erhebungszeitraums weggefallen 
sind. Die Vorschrift des § 22 Absatz 2 Satz 2 
des Gewerbesteuergesetzes ist nicht anzuwenden. 


Abschnitt 111 
Schlußvorschriften 
§ 12 

Weitergeltung des bisherigen Rechts 

i(l) Soweit in diesem Gesetz nichts Abweichen- 
des bestimmt ist, sind die bisherigen gewerbe- 
steuerlichen Vorschriften mit den landesrecht- 
lichen Änderungen anzuwenden. 

(2) Die folgenden Vorschriften sind nicht an- 
zuwenden: 

1. § 2 Absatz 2 Sätze 1 und 2 und § 3 Absätze 2 
bis 5 der Verordnung über die Erhebung der 
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Gewerbesteuer in vereinfachter Form vom 
31. März 1943, 

2. §§ 2 und 3 der Zweiten Verordnung über die 
Erhebimg der Gewerbesteuer in vereinfachter 
Form vom 16. November 1943 (RGBl. I 
S. 684). 


§ 13 

Anpassung 

Soweit in diesem Gesetz auf Vorschriften des 
Zweiten Gesetzes zur vorläufigen Neuordnung 
von Steuern vom 20. April 1949, des Gesetzes 
über die Eröffnungsbilanz in Deutscher Marl^ 
und die Kapitalneufestsetzung vom 21. August 
1949 und des Gesetzes über die Vermögensteuer- 
Veranlagung für die Zeit ab 1. Januar 1949 und 
die Vermögensteuer für das zweite Kalenderhalb- 
jahr 1948 vom 3. Juni 1949 Bezug genommen 
wird, treten in den Ländern Baden, Rheinland- 
Pfalz und Württemberg-Hohenzollern sowie im 
bayerischen Kreis Lindau an die Stelle der be- 
zeichneten Vorschriften die entsprechenden Ge- 
setze und Verordnungen. 

§ 14 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 
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Begründung 

A. Im Allgemeinen 

Dui^ch die Währungsreform ist das Kalenderjahr 1948 wirt- 
schaftlich und steuerrechtlich in zwei Abschnitte unterteilt worden. 
Für den ersten Teil des Kalenderjahres 1948 (1. Januar bis 

20. Juni 1948) sind zur Erhebung der Gewerbesteuer — ebenso 
wie für die Veranlagung zur Einkommen- und Körperschaft- 
steuer — besondere Bestimmungen erlassen worden. 

Zur Durchführung der Einkommensteuer- undKörperschaftsteuer- 
veranlagungen für die Veranlagungszeiträume vom 21. Juni bis 
31. Dezember 1948 (II. Halbjahr 1948) und das Kalenderjahr 1949 
ist das Gesetz vom 23. März 1950 (BGBl. S. 48) ergangen. Da 
zur Ermittlung des Gewerbeertrags von dem Gewinn auszu- 
gehen ist, der nach den für die Einkommensteuer oder Körper- 
schaftsteuer geltenden Vorschriften zu ermitteln ist, müssen für 
dieselben Zeiträume auch besondere Vorschriften über die Er- 
hebung der Gewerbesteuer erlassen werden. 

Nach Artikel 125 des Grundgesetzes für die Bundesrepublik 
Deutschland ist das Gewerbesteuerrecht Bundesrecht geworden. 
Die hier zu treffende gesetzliche Regelung muß deshalb durch 
den Bund erfolgen. Außerdem ergibt sich dies aus Artikel 105 
Absatz 2 Ziffer 3 in Verbindung mit Artikel 72 Absatz 2 des 
Grundgesetzes. 

Bei der zu treffenden Regelung ist davon ausgegangen worden, 
daß grundsätzlich das bisherige Gewerbesteuerrecht besteher 
bleibt. Es ergeben sich jedoch für das II. Halbjahr 1948 und 
das Kalenderjahr 1949 zwangsläufig einige Änderungen, die durch 
den verkürzten Erhebungszeitraum 11/48 und die Besonderheiten 
der für die Einkommensteuer und Körperschaftsteuer getroffe- 
nen gesetzlichen Regelung bedingt sind. 

B. Im Einzelnen 
I 

Abschnitt I enthält die besonderen Vorschriften über die Ge- 
werbesteuer für die Zeit vom 21. Juni bis 31. Dezember 1948. 

Zu § 1 

Der Erhebungszeitraum bei der Gewerbesteuer ist nach § 2 
Absatz 1 der Verordnung über die Erhebung der Gewerbesteuer 
in vereinfachter Form (GewSt. VV) vom 31. März 1943 (RGBl. I 
S. 237) das Kalenderjahr. Aus den in Abschnitt A Absätzen 1 
und 2 angegebenen Gründen ist es erforderlich, die Zeit vom 

21. Juni bis 31. Dezember 1948 als besonderen Erhebungszeitraum 
zu bestimmen. Das ist im § 1 des Entwurfs geschehen. 

Zu § 2 

Die Notwendigkeit dieser Vorschrift ergibt sich daraus, daß die 
Steuermeßzahlen des § 11 des Gewerbesteuergesetzes auf einen 
Jahresbetrag abgestellt sind. Nach § 2 Absatz 1 soll die Um- 
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rechnung in den Fällen, in denen die Steuerpfiicht während des gan- 
zen Erhebungszeitraums bestanden hat, durch Verdoppelung des 
Ertrags geschehen. Dabei ist aus Vereinfachungsgründen unbe- 
rücksichtigt geblieben, daß der Erhebungszeitraum (§ 1) tatsäch- 
lich 10 Tage mehr als 6 Monate umfaßt. 

Hat die Steueipflicht nicht während des ganzen Erhebungszeit- 
raums bestanden, muß der Ertrag ebenfalls auf ein Jahresergeb- 
nis umgerechnet werden. Auch dabei soll die Zeit vom 21. Juni 
bis 30. Jimi 1948 aus Vereinfachungsgründen außer Betracht 
bleiben. 

Zu § 3 

Die Halbierung der im § 26 der Dritten Verordnung zur Durch- 
führung des Gewerbesteuergesetzes (Dritte GewStDV) vom 31. Ja- 
nuar 1940 (RGBl. I S. 284) bezeichneten Beträge ist mit Rücksicht 
auf den verkürzten Erhebungszeitraum erforderlich. Die bezeich- 
nete Vorschrift betrifft die Besteuerung der Hausgewerbetreiben- 
den und Zwischenmeister. 

Zu § 4 

Auch in den Vorschriften über die Zerlegimg ist insoweit, als 
es sich um die Abgrenzimg der Arbeitslöhne handelt, eine Halbie- 
rung der Beträge erforderlich. Dagegen ist von einer Halbierung 
der im § 34 GewStG enthaltenen Kleinbeträge, die bei der Zer- 
legung des einheitlichen Steuermeßbetrags nicht zu berücksichtigen 
sind, zur Vermeidung von verwaltungsmäßiger Kleinarbeit abge- 
sehen worden. Das gleiche igilt für die in § 29 Absatz 1 Ziffer 1 
Dritte GewStDV angegebene, für die Verpflichtung zur Abgabe 
einer Gewerbesteuererklärung maßgebende Höhe des Gewerbe- 
ertrages (DM 4000). Von einer Halbierung des auch in § 29 
Absatz 1 Ziffer 1 GewStDV angegebenen Betrags von 20 000 DM 
für das Gewerbekapital, von dem ab eine Ge Werbesteuererklärung 
abzugeben ist, kommt nicht in Betracht, da für diesen Grenz- 
betrag der verkürzte Erhebungszeitraum ohne Bedeutung ist. 

Zu § 5 

Der einheitliche Steuermeßbetrag für den Erhebungszeitraum 
vom 21. Juni bis 31. Dezember 1948 umfaßt sowohl einen Meß- 
betrag nach dem Ertrag, der auf einen zwölfmonatigen Zeitraum 
umgerechnet ist (§ 2), als auch einen Meßbetrag nach dem Ge- 
werbekapital, der ein Jahresergebnis darstellt. § 5 sieht deshalb 
vor, daß mit Rücksicht auf den verkürzten Erhebungszeitraum die 
Steuer nur mit dem entsprechenden Bruchteil zu erheben ist. Das 
gleiche gilt nach § 5 Absatz 2 für die Fälle, in denen die Steuer- 
pflicht nicht während des ganzen Erhebungszeitraums bestan- 
den hat. 

Die Vorschrift in § 5 Absatz 3 trägt den Belangen der Länder 
Rechnung, in denen in Abweichung von § 2 Absatz 2 des Ein- 
führungsgesetzes zu den Realsteuergesetzen vom 1. Dezember 1936 
(RGBl. I S. 961) durch besondere gesetzliche Bestimmungen in- 
nerhalb des Rechnungsjahres 1948 zwei verschiedene Hebesätze 
festgesetzt worden sind. 

Zu § 6 

§ 6 stellt klar, daß die für den Erhebungszeitraum entrichteten 
Vorauszahlungen auf die Steuerschuld anzurechnen sind. 
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Abschnitt II enthält die gemeinsamen Vorschriften über die 
Gewerbesteuer für die Zeit vom 21. Juni bis 31. Dezember 1948 
und für das Kalenderjahr 1949. 

Zu § 7 

Für die Gewinnermittlung bei der Einkommensteuer imd Kör- 
perschaftsteuer ist für Fälle des vom Kalenderjahr"^ abwei- 
chenden Wirtschaftsjahrs, verbundener Wirtschaftsjahre und der 
Zusammenrechnung der Gewinne der zwei Veranlagungszeiträume 
11/1948 und 1949 durch die in § 7 Satz 2 angeführten Vorschriften 
eine Aufteilung der Gewinne auf die Veranlagungszeiträume vor- 
geschrieben. Wie allgemein der bei der Einkommensteuer oder 
Körperschaftsteuer zugrundezulegende Gewinn Ausgangswert für 
die Ermittlung des Gewerbeertrags ist, muß das aus Zweckmäßig- 
keitsgründen auch in den bezeichneten besonderen Fällen gelten. 

Zu § 8 

Die Aufteilung der im § 8 angeführten Hinzurechnungen und 
Kürzungen ist aus den zu § 7 angegebenen Gründen erforderlich. 

Zu § 9 

Entsprechend der für die Einkommensteuer und Körperschaft- 
steuer geltenden Vorschrift des § 73 Absatz 6 des Gesetzes über 
die Eröffnungsbilanz in Deutscher Mark und die Kapitalneufest- 
setzung vom 21. August 1949 (WiGBl. S. 279) muß für die Ge- 
werbesteuer die Kürzung des Gewerbeertrags um Fehlbeträge aus 
Wirtschaftsjahren der RM-Zeit ausgeschlossen werden. 

Zu § 10 

Nach § 2 Absatz 3 GewStW ist bei der Ermittlung des Ge- 
werbekapitals von dem Einheitswert auszugehen, der vor dem 
Ende des Kalenderjahrs zuletzt festgestellt worden ist. Diese 
Einheitswertfeststellung wurde bisher stets auf den Beginn eines 
Kalenderjahres vorgenommen. Danach würde für den Erhe- 
bungszeitraum, der am 21. Juni 1948 beginnt, bei der Ermittlung 
des Gewerbekapitals ein Einheitswert des Betriebsvermögens an- 
gesetzt werden müssen, der auf einen vor dem 21. Juni 1948 
liegenden Zeitpunkt festgestellt worden ist. Das ist nicht angängig. 

Nach § 7 des Gesetzes über die Vermögensteuer- Veranlagung 
für die Zeit ab 1. Januar 1949 und die Vermögensteuer für das 
zweite Halbjahr 1948 vom 3. Juni 1949 (WiGBl. S. 83) werden die 
Einheitswerte des Betriebsvermögens auf den 21. Jimi 1948 fest- 
gestellt. § lö des Entwurfs bestimmt deshalb den auf den 
21. Juni 1948 festgestellten Einheitswert als maßgeblich für die 
Ermittlung des Gewerbekapitals. 

Es besteht die Möglichkeit, daß die praktische Durchführung der 
Vorschrift des § 10 bei der Veranlagung zur Gewerbesteuer für die 
Zeit vom 21. Juni bis 31. Dezember 1948 und für das Kalenderjahr 
1949 Schwierigkeiten verursachen wird, weil bei der Vornahme der 
Veranlagungen in vielen Fällen eine Hauptfeststellung der Einheits- 
werte des Betriebsvermögens auf den 21. Juni 1948 noch nicht durch- 
geführt sein wird. In diesen Fällen muß das Gewerbekapital zu- 
nächst vorläufig ermittelt werden. Bei der dafür notwendigen 
Schätzung kann das Gewerbekapital in Anlehnung an die Werte in 
der D-Markeröffnungsbilanz ermittelt werden. 
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Zu§ 11 

Alls Zerlegungsmaßstab sollen abweichend von § 29 Absatz 2 und 
von § 32 GewStG nicht die im maßgebenden Kalenderjahr oder Wirt- 
schaftsjahr, sondern die in der Zeit vom 21. Juni bis 31. Dezember 
1948 erzielten Betriebseinnahmen oder gezahlten Arbeitslöhne zu- 
grunde gelegt werden. 

Bei den Betriebstätten, die nur während eines Teils des be- 
zeichneten Zeitraums bestanden haben, soll aus Vereinfachungs- 
gründen keine Umrechnung der Betriebseinnahmen und Löhne auf 
die volle Zeitspanne vorgenommen werden. 

III 

Abschnitt 111 enthält die Schlußvorschriften 


Zu § 12 

Da das Gewerbesteuerrecht vor Inkrafttreten des Grundgesetzes 
für die Bundesrepublik Deutschland durch Landesrecht abänderbai 
war, haben einzelne Länder besondere Vorschriften erlassen. 
Die Vorschrift in § 12 Absatz 1 berücksichtigt diesen Rechtszustand. 
Sie bestimmt, daß die bisherigen gewerbesteuerlichen Vorschriften 
mit den landesrechtlichen Änderungen auch für die in dem Gesetz- 
entwurf ibezeichneten Erhebungszeiträume grundsätzlich weiterhin 
anzuwenden sind. 

In § 12 Absatz 2 werden die Vorschriften der Vereinfachungs- 
verordnungen angeführt, die mit Rücksicht auf die Besonderheiten 
im II. Halbjahr 1948 und im Kalenderjahr 1949 oder infolge Zeit- 
ablaufs nicht anzuwenden sind. Soweit ein Teil dieser Vorschriften 
in einzelnen Ländern bereits durch Landesrecht außer Kraft gesetzt 
worden ist, wird diesem Umstand durch die Fassung des Absatzes 2 
ebenfalls Rechnung getragen. 

Zu §13 

In dem Gesetzentwurf ist auf Vorschriften Bezug genommen, die 
seinerzeit nur für das Vereinigte Wirtschaftsgebiet erlassen worden 
sind. Da auch die in der französischen Besatzungszone liegenden 
Teile des Bundesgebiets von der vorgesehenen gewerbesteuerlichen 
Regelung betroffen werden, muß auf die inhaltlich gleichen Vor- 
schriften, die in den bezeichneten Gebieten gelten, 'hingewiesen 
werden. Das geschieht im § 13. 
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Anlage 2 


Der Erste Vizepräsident des Deutschen Bundesrates 


Bonn, den 14. April 1950 


An den 

Herrn Bundeskanzler 


Ich beehre mich mitzuteilen, daß der Deutsche Bundesrat in seiner 
Sitzung am 14 . April 1950 gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grund- 
gesetzes beschlossen hat, zu dem 

Entwurf eines Gesetzes über die Gewerbesteuer 
für die Zeit vom 21. Juni bis 31. Dezember 1948 
und für das Kalenderjahr 1949 

die folgenden Änderungen vorzuschlagen: 

a) Die bisherige Überschrift des § 3 wird durch die Über- 
schrift „Hausgewerbetreibende” ersetzt. 

b) Im § 5 (2) endigt der erste Satz mit dem Wort „ent- 
sprechend”. Der übrige Teil des Satzes 1 wird gestrichen. 

c) Im § 12 (2) Ziffer 1 wird nach „§ 2 Absatz 2” cingefügt 
„Sätze 1 und 2”. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen. 


Kopf 
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